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GeehrteRedaktion!
AmtsführenderStadtratBreitnerersuchtfreundlichstzuder

amSamstag ,den 25 .Oktober1924um3 Uhrnachmittagsin seinemBüro
NeuesRathaus ,StiegeV ,I .Stockstattfindenden

n en

einen Vertreter zu entsenden .Stadtrat Breitner wird über die Lust - ¬

barkeitsabgabesprechen.

AusgewieseneWohnungslose . HeutevormittagsfuhrbeimWohnungsamtder
Stadt Wienein vollbepackter Möbelwagenvor ,der die Habseligkeitendes
KutschersFranzBayerenthielt .Bayerwarbis vor einigen Wochenbeider
Stiftsverwaltung Heiligenkreuz bedienstet und wohnte auch dort mitser - ¬

nerFrauundseinenvierKindern.Alser denPostenverlor ,wurdedie
Familie delogiert .Das Bürgermeisteramt Heiligenkreuz hat nun dieFami- ¬

lie samtihrenHabseligkeitenheutein dasWienerWohnungsamtgeschickt
undihr ein Schreibenmitgegeben ,in demdie Gemeindeihreeigentümliche
Vorgangsweisedamit begründet ,dass sie für die Familie Bayer keineWoh¬

nunghabeundsie daherin ihre HeimatsgemeindeWienabschiebenmüsse.
Dazu wird bemerkt ,dass übrigens auch die Gemeindevertretung vonBaden

sich kürzlich auf die gleiche Weise eines Wohnungslosen entledigen woll - ¬

te . DasWohnungsamtist aberausserstandesolcheausgewieseneWohnungs-¬
lose unterzubringen ,dagegenwärtigmehrals 1300FamilienaufderNot¬
standslistesind ,wobeiessichausnahmslosumdringendeFällevonWoh-¬
nungsnothandelt.

nett undKüche ,zehnzweiZimmerundKücheunddie übrigenbis zudrei
ZimmerundKabinettsamtNebenräumenenthalten.DemWohnungsamtist
nichtbekannt,dassbeiderZuweisungdieserWohnungen,diedemnächst
durchdieBundesämtererfolgenwird ,etwadieWaggonbewohner ,dieaus¬
schliesslichBundesangestelltesind ,berücksichtigtwerdensollen .Es
unterliegtgarkeinemZweifel,dassesdenBahnverwaltungenundderBun-¬
desverwaltungschonlängstmöglichgewesenwäre,dieWaggonbewohneror¬
dentlich unterzubringen .NebendenWaggonbewohnernverzeichnetdasstädti -¬
scheWohnungsamtmehrals1300Notstandsfälle,meistkinderreicheDelogier
te ,dieaufdieZuweisungeinerWohnungwarten.Dazukommtnoch,dassdie
Praxis der Gerichtebei Kündigungsprozessendie Wohnungsnotnochbedeu-¬
tend verschärft . Scheinbardurchdie Bautätigkeitder GemeindeWienver-¬
leitet ,werdenvondenGerichtendieKündigungsbeschränkungenoftsehr
lose gehandhabt .ZumAugustterminsind nicht wenigerals 3408gerichtlich
Kündigungeneingebrachtworden ,vondenendergrässteTeilaufHauptmie-¬
ter kommt.Esist auchdie stets steigendeZahlvonNotstandsfällenvor
allemaufdiegerichtlichenWohnungskündigungenzurückzuführendiemeist
eine gerichtlicheDelogierungzur Folgehabenunddaheramstürksten
dasWohnungsamtbelasten.

-- - - - - - -¬
NeueStrassenbenennungenImSiedlungsgebietinSimmering,nächstder
Weissenböckstrassebefindensich72 vonderGemeindeerbaute
Siedlungshäuser .In der letzten Sitzungdes TechnischenGemeinderats-¬
ausschusseswurdennunaufAntragdes . R.JenschikdieBenunnung

mehrerer
wird Gassen dieses neuen Viertels besvhlossen .

EinPlatz nachdemAltmeisterdes Flugzeugbaues ,„Wilhelm-¬
Kreßplatz "benanntwerden ,FernerwirdeineGassenachdem"eusee-¬
landforscherAndressReschek„Reschekgasse“heissenundeinenachd
demArbeiterdichter Alphens Petzold „ Petzjolldgasse "bemannt .

NochimmerWaggonbewohner .EinSpätabendblatthatgesternmitgeteilt,dass
es in WiennochimmerFamiliengebe ,die in Waggonshausenmüssen .Das
städtische Wohnungsamtteilt hiezu folgendesmit :

InallenFällen ,in denennochWaggonbewohnervorhandensind,handel
es sich umEisenbahner ,die von den Nachfolgestaaten ausgewiesenworden
sind .DieseEisenbahnerwurdenvondenBahnverwaltungenin Waggonsun-¬
tergebracht .DasstädtischeWohnungsamthatdengrösstenTeildernach
WiengebrachtenWohnungslosenbereitsmitWohnungenversorgt ,Würdedie
Bundesverwaltungmit der gleichen Fürsorgeeingreifen ,so wäredieses
Problemlängstgelöst .EswürdewohlderBundesverwaltungkeinebesonde-¬
ren Schwierigkeitenbereiten ,unter Anwendungdes Paragraph16 desWoh- ¬
nungsanforderungsgesetzes,wonachWohnungenvonBundesangestellten ,die
durchTod ,Versetzung. . . freiwerden,vonderzuständigenDienststelle
zu besetzen sind ,die noch in WaggonswohnendenEisenbahnerunterzubrin¬
gen . DasWohnungsamthat nämlichauf die Besetzungsolcherfreiwerdender
Wohnungenkeinen Einfluss ,wennder Vorschlag der staatlichen Dienst - ¬

stelle den gesetzlichen Bestimmungenentspricht .Schliesslich wärees
der Bundesverwaltungleicht gewesen ,bei Besiedlungder zahlreichenGe- ¬
bäude ,diedurchdenAbbauderAemterfreigewordensind ,dienochunver-¬
sorgten Waggonbewohnerunterzubringen =Essei nur auf die beidengrossen
Gebäudein der Porzellangasse verwiesen ,in denenfrüher dasArbeiten-¬
ministeriumuntergracht warunddie jetzt zu Wohnzweckenumgestaltet
werden . Eswurdenin einemdieserGebäudenicht wenigerals 57Wohnun-¬
gen erstellt ,vondenensechs ein ZimmerundKüche ,vier ein Zimmer ,Kabi¬

Einführungder elektrischen StrassenbeleuchtungamNeubauundAlser
Strassen¬

grund .Dieelektrischeb/BeleuchtungwirdnunmehrauchimStrassen
zugeBreitegasse -Siebensterngasse -Stiftgasse -Westbahnstrasseein
geleitet werden .DieKostenbetragenrund 355MillionenKkønen ,Fern

ner werdenamAlsergrunddieAlsergasse-Kinderspitals¬
gasse elktrisch beleuchtet ,Die Kosten dieser Installation be - ¬

laufensichaufrund166Millionen.
- 0

VergrösserungdesBrigittaspitals .14 — DasfrühereBrigittaspi¬
tal ,das jetzt in das Eigentumund inden Betrieb der Gemeindeüber
gegéangenist ,und seitdem „Entbindungsheimder Stadt Wien "heisst ,
bedarfschenaus Gründender billigeren BetriebsführungeinerEr¬

weiterung ,Gegenwärtighat es nureinenBelegraumvon35 ,höchstens
37 Betten ,der denAnsprüchen ,die die Bevölkerungan das Jeimstellt

zumdurchausnichtgenügt .EswirddahereinZubau Traktinder
Stromstzaaseunddie ErbauungeinesgrossenSeitenflügelsin derPas-¬geplant .
settistrasse /fernersoll aufdasalte Gebäudeein Stockaufgesetzt

werden .Die Pläne sind bereits in Ausarbeitung .Die Kostendieser
Vergröserungdes EntbindungsheimwerdenvomStaftbauamtauf 13 . 5Mal- ¬
liardengeschätzt.
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BürgermeisterSeitzeröffnetumm5UhrnachmittagsdieSitzung.
EsleistetderanStelledesverstorbenenGemeinderatesSchmölzerein¬
berufeneErsatzmannJosef KiesadieAngelobung.

OhneWortmeldungwirdderRechnungsabschlussfürdasJahr1923
derstädtischenAnkündigungsunternehmunggenehmigt.AuchSubventionen
für denSenefelderbund ,für dasöffentlicheKinderkrankeninstitut ,für
denArbeiter-Abstinentenbund,fürdieLandeshauptstellezurBekämpfung
desAlkoholismus,für dieHeimstättefür KinderspitalsbedürftigerEl-¬
ternundfürdieGesellschaftzurFörderungderKunstgewerbeschulewer-¬
denohneDebattebewillagt.FürdieHerbstausstellungder„Kunstgemein-¬
schaft "wirdeinEhrenpreisderStadtWienvonzweiMillionenKronen
gewährt.OhneWortmeldungwerdenweitergenehmigt:DieVerwendungvon
AnlehensrestenausdemJahren1902,1914und1920 ,einMehrerfordernis
fürdieWasserversorgungvon1470MillionenKronen,einBetragvon110
MillionenKronenfürBauarbeiteninderBezirksvertretungMariahilf,
einMehrerfordernisvon243MilliardenKronenfürdieApprovisionie-¬
rungsanstalten ,für die Instandhaltungder Beleuchtungs- undWasserlei¬

tungsanlagenindenSchulgebäudenundKindergärteneinZuschusskredit
von 680 Millionen Kronen ,für die Neupflasterung der Absberggasseein
Betragvon200Millionen,fürdieHolzstöckelpflasterungderSeitenfahr-¬
bahndes Schottenringes zwischenHess - undSchottengasseeine Summevon

266Millionen,fürdieNeupflasterungderWickhoffgasse,Possingergasse
undMinciogassein Fünfhausein Betragvon840Millionen ,für dienoch
durchzuführenden Erhaltungsarbeiten an Steinpflasterstrassen einZu¬

schusskreditven2350Millionen ,ein Nachtragskreditfür denBauderZu¬
fahrtsgeleisezurWagenhalleimStrassenbahnhofSpeisingvon70Millio-¬
nen ,einZuschusskreditvonrund266MillionenKronenfürdasvoraus-¬
sichtliche Mehrerfordernisdes städtischen Wirtschaftsamtes ,derNeubau
vonKanälenin derZeiller-Pretschgo- undBeringgasseundaufdemKon-¬
gressplate in Hernalsundder Umbaudes Kanalesin derSeitenberggasse
undauf demMildeplatzin Ottakringundder Kanälein derHafner- und
RoteSterngassein der Leopoldstadt ,die Bestimmungenfür dieVerbauung
anderSimmeringerHauptstrasse,derAnkaufvondreiStrassenbahnkipp -¬
wagen ,Nachtragskreditevon16MilliardenKronenfür neueGasmesserund
Mietgasanlagen,einZuschusskreditvon31 . 3MillionenKronenfürden
Wassermehrverbrauchin den Versorgungsanstalten und Zuwendungenandie
AngestelltenderstädtischenFeuerwehr.

fürStadtratBreitnerlegtdenRechnungsabschluß
1923vorundleitetdieDebattemitfolgenderRedeein:

„ EswarbishergeradezueinetypischeErscheinungalsdas
ErgabnisderKriegeeineVerarnungderöffentlichenVerwaltungen
undgleichzeitig das Enrstehenneuer groder Reichtümerheieinzel¬
nenPrivatpersonenzuverzeichnengewesenist .Dieshat sichteils
durch alle Vorstellungen übersteigende Gewinne bei denArmeelie - ¬
ferungen ,durchAnleihendiedemStaatezudentiefstenKursendes
Kriegedgegebenwurden ,teils auchdurchdas Ansichreißenbisdahin
öffentlichverwalteterBetriebevollzogen.Josindseinerzeitdie
österreichischenBahnendenPrivatkapital überantwortetworden
um nach Jahrzehnten mit Riesenopfern zurückgekauft zu werden .So

sindumnichtweiterzurückzugreifenvondennapoleonischenKrie .
genangefangenjene Vermögensanhäufungenentstandendie sichheute
alsderaltelegitimeRechtumpräsentieren,dermitstolzer
Berachtung auf die minder erfolgreichen Kriegsgewinner unserer Zeit
herabblicht .Es ist also gar keinZufall ,sondernnur diealtgewohnte

Denk-undHandlungswisegewesen,dasbeiKriegdande,dadieGemeinde
WiensichinschwersterFianznotbefandauchindiesemHause
vonderdamalsmaßgebendstenPersonderVorschlaggemachtwurde¬
TeiledesstädtischenGaswerkesindieHandeinerGroßbankzugeben.
AehnlicheBestrebungenwarenbeiunsundinDeutschlandbezüglich
derEisenbahnenzuverzeichnenundesüberallnurderWiderstand

SozialdemokratiegewesendiedieserEnteignungderAll.dergemeinheiteinenRiegelvorgeschobenhat .NuraussolcherDenkweise
ist eszuerklärem,daßenRechnungsabschluß ,wiederjenigeder
hierderOeffentlichkeitunterbreitetwurde,nichteigentlich,wie
maneserwartensollte ,Freudeauslöst,sonderndaßerinderbürger¬
lichenPresseallerSchatierungengeradezuErbitterungzurFolge
gehabthatunddaßesinnerhalbderBewohnerdieserStadtKreise
gibt ,diebürgerlichen,dieesdieserVerwaltunggeradezualsein
Verbrechensnrechnen,daßsiemiteinemsehrerheblichenUeberschuß
vordenGemeinderattritt unddaßsichdieOppositionfärmlichzu
einemGerichtstagrüstet.WährendwirdochglaubtenalleUrsachezu
habendawübererfreutzusein,wenndieserKriegnichtmitderVer-¬
armungdieserStadtendet,dasnichtaufKostenderAllgemeinheit
neuegewaltigeReichtümerentstandensindunddaßwirallenNöten
zumTrotzdenBesitzderAllgemeinheiterhalten,jainnerhalbge.
wisserGrenzensogarvermehrthaben

Esist ja nichtEigentumderhierverwaltendenPersonen,esgehört
dochAllendiein dieserStadtarbeitenundwohnenundkommtihnen
allen zuguteundes ist ganzeigenartig ,daßgeradejenebürger .
lichenKreisedie es für sich selbst als erstrebenswertestesZiel ,
als Bekrönungihrer ganzenTätigkeitauffassen ,daßsie demBesitz
venHausundGrund,AnteileanGroß-unternehmungen,Kapitaliendie
Zinsentragenerwerben,daßsieganzdasselbenichtverstehenwollen,
wennensichbeiderGemeindevollzieht,dasesübelaugelegtwird,
wennsieGrundundHauserwibtoderwennsieAnteileanjenen
GroßunternehmungenfürsichinAuspruchgenommenhat ,diesichdieserStadtbefindenundwennsie auchin derFormvonKassenbestän¬
denüberKapitalienverfügtdie Zinsentragen ,obwohlgerade
sich diese folgerichtige EntwicklungVerwaltungderStadt
denBewohnernnichtnuralseineSteuermaschineriesonderneben
auchineinemstetsstärkerenMagealsVermögensverwaltunggegen
überstehDerRechnungsabschlußfürdasJahr1923schließtmit
einemerheblichenUeberschußyHerleidernichtsogewaltigist ,wie
er vondenRednernder Minderheitdargestelltwurde ,nichtmit
900MilliardenMehrertrag,sondernnurmiteinemsolchenvonasd
Milliardem -DamuGzunächstAufklärunggegebenwerdenüberdie
zweifellosgroßenUnterschiedezwischendemseinerzeitigenVor.
anschlagunddemRechnungsabschluß .UmhiereingerechtesUrteil
fällenzukönnenistesnotwendig,sichdieUmständezuvergegen¬
wärtigenunter denendas Budgetfür 1923beschlossenwordenist .
Eswardies die Zeit der heftigstenErschütterungenunsererWährung

derebenvollzogenenStabilisierungunddersichdann
geltendmachendenAnpassungdervielfachzurückgebliebenPreiseund
Löhne.Icherinneredaran ,dasimSpätherbst1922einbereitsgoll
kommenausgearheitetesBudgetzurückgezogenundein ganzneues
ausgearbeitetwerdenmusste ,weilinnerhalbjener drei oderbier
WochenderBeratungiminternenKreiseauchni ht eineeinzigeZifferindiesemVoranschlagerichtiggewesenist .Undnichtviel
anderswares als derGemeinderatdannimDezemberdiesesneuerlich
aufgestellteBudgetverabschiedethatteundsoist esauchdesgante
Nahr1923hindurchgewesen ,weil wir zwareine Kronehattendie
gegenüberdemDollarstabilisiertwar ,nichtabereineKronemit

Erscheinungenzuerklären ,stabilisierterKaufkraft ,Sosinddiese



diejanichtblosbeiunssondernbeiallenöffentlichenVerwaltungen,
in jedem ein¬beijedem einzelnen privaten Unternehmen

eingetreten sind .Ich darfdaraufzelnenprivatenHaushalt
verweisen,daßwirin unseremVoranschlagals einedergroßenEinnah.
post nach offiziellen Angaben des Bundesministeriums für Finanzen
unseren Anteil an den gemeinsamenAbgabenmit352Milliardenangesetzthaben.
In Wirklichkeitsind uns572MilliardenMillardenzugeflossen .Sie
sehen daraus ,daß auch demHerrn Finanzminist r unmöglichwarsich
ein richtiges Bildüberdie Entwicklungder Dingezu machenunddas
auch unsere eigene Rechnungnicht stimmenkonnte .Es ist durchauser¬
freulich ,dasan allen Stellen die EinschätzungenmitgroßerVorsicht
erfolgtenunddaßes heutekeineunangenehmerenUeberraschungen
gibtalsdaßderRechnungsabschlußgünstigerist alsderVorascnhlag
war .Es muß aber dabei ausdrücklich hervorgehoben werden ,daßaus
Anlaßdes Voranschlages1923keine neuenSteuerneigeführtoder
wirklicheSteuererjöhungendurchgeführtwordensind -DerGemeinerat
hat lediglich im Dezember1922beshhlossendie Automobil - ,Pferde - ,
Hunde -undKonzessionsabgabe,die in Kronenfestgesetztwarenund
durchdieGeldenrwertungnichteinmaldieEinkbunglohntandemneuen
StandederWährunganzupassen-NieimVerlaufedesJahres1923
erfolgteHinaufsetzungderFüsorgeabgabehatteihreBegründungdarin,
das der Gemeindedurch Auflastung eines Teiles der Arbeitslosen .

beiträgeeineneueAufgabezugewachsenwar .Esist nichtrichtig ,
daßwiretwadiesegünstigereGestaltungderGemeindefinanzenals
ein großes Geheimnisbehandelt habenund daß dieserRechnungsab¬
schlußjetzt färmlich ,wiees in denBlätterndargestelltwird,
als eineSensationwirkt .Esist wichtigfestzustellen ,daßder
Gemeinderatsichbereitsam . Feber1933miteinemWohnbauprogrammvon250MilliardenKronenzu beschäftigenhatte .Darauffolgteam

- Märzdas erste Notstandsprogrammmit einer Aufwandsummevon93

Milliarden,am18. MaidaszweitemiteinemBetraevon100Milliarden
am-OktoberdasdrittemiteinemGesamterfordernisvon360Miliar-¬
denKronen.StwiealsoirgendwelcheMittelinfolgedererhöhten
EinnahmenzurVerfügungstanden ,wurdenauchsofortdemGemeinde¬
rat Anträgeunterbreitet ,die auf eine produktivenutzbringende
im Interesse der Bevölkerung gelegene Verwendungdieser Efnahhen
abzielten ,die als eine wirklicheArbeitslosenfürsorgebetrachtet
werdenkonnte .Wärees technischmöglichgewesen ,wasebenunmög¬
lich waralle diese Arbeiten bis zum31 .Dezember1923zuvollen¬

den ,dann würde es diesen die Gemüter so erregenden Ueberschuß
garnichtgegebenhaben .DieArbeitenkonntenabernurbegonnen
werden ,sollenimheurigenJahrezumgrößtenTeilefertigwerden,
einzelne ,wiedasBadim - Bezirk ,dessenOlatzwirnicht sorasch
erlangen konnten ,greifen sogar in das Verwaltungsjahr 1926 undso
ist es gekommen,daßalle diese vomGemeinderatbestimmtenGelder
nichtvollverwendetwerdenkonntenundinFormdesUeberschusses
ausgewiesenwurden.Esmußaberfestgestelltwerdendaßdieseange-¬
fangenenArbeitennichtunvollendetbleiben,daßdafürimJahre1924
die Ausgaben angesetzt worden sind und es muß insbesondere fest ge¬

stellt werden,daßja 545MilliardenKronenausdenKassabeständenals
DeckungdesDefizitsder Jahres1924herangezogenwurden .Esmuß

umsomehr darauf verwiesen werden ,als man jetzet förmlich in der

Oeffentlichkeit die Meinungverbreitet als ob auf Grund dieses Ueber - ¬

schussessichjetzt nocheinmalneueunddoppelteLeistungenvoll¬
ziehenkönnen .Dasist ganzundgar nicht der Fall .DieserUeber-¬
schughat bereits seine Verwendunggefundenundes ist nur einVer¬
kennender Verhältnissewennauf ihn neueBegehrlichkeitenentstehen
angefangenvomHerrnBundesministerfür Finanzen ,der jetzt wieder
eineneueZeitfür die Abgabenteilunggekommenhält ,bis zudenKa-¬
tegorieneinzelnerSteuerträger ,die glauben ,daßauf Grunddieses

einmalin VerwendunggezogenenUeberschussesneueoderbesondere
Erleichterungengebotenwerdenkönnen .Esist an undfürsich
begreiflich ,daßin einerZeitderWirtschaftskirse,dessteigenden
BrotpreisesKlagensich erhebenunddie Steuernder Gemeindeeiner
Ueberprüfungunterzogenwerden -Wirhabenes selbst getan undin
der letzten Sitzungdes Landtageshabenwir denBeschlußgefasst ,
die Wohnbausteuergeradefür die Geschäftsweltgegenüberdenur- ¬
sprünglichenAbsichtenwesentlichzumilderm.UndaufderTages¬
ordnungderheutigenSitzungsteht derAntragdieFürsorgeabgabe
umdreiSechzehntel,Prossntzuvermindern ,wasfürdieGemeindeden
EntgangvoneinpaarDutzendenMilliardenbedeutet.Dabeisind
aberimgroßenundganzendie Grenzlinienumsomehrgezogen ,als
ja ein Teil,jenerSteuerbegünstigungen,die vonderBundesregier-¬
rungangekündigtwordensind ,sodieErmäßigungderbesonderenund
derallgemeinenErserbsteuerjaauchLandundGemeindeWientreffen
undsichin einemEntgangeanEinnahmennichtnurbeimStaat
sondern auch bei unseren Budget ausdrücken werden .Wenndie bürger - ¬
lichen Kreise zu einem förmlichen K sseltreiben gegen die Gemeinde
ausrückenso geschiehtdies in erster Liniedeswegen ,weil derganze
AufbauunsererFinanzwirtschaftdie möglichststarkeHeranziehung
der Besitzenden ,die möglichststarke Schonungder Besitzlosenzum
Zielehat .Esist merkwürdig,daßmanTöneherzzereißendenMitleids
vernehmenkann ,wennvon jener Wohnbausteuerdie Bedeist ,diewir
selbst denganzKleinenLeutenauflasten ,jenenMenschendie
eine Wohnungvon300KronenFriedenszinshaben ,vondenenwir7500
Kronenmonatlichals Wohnbausteuerverlangen .ImNationalrateaber

HinaufsetnungderZinseaufdasliegt ein Antragderdie
SechstausenfachedesFriedenszinsesvorsiehtundvondemselben
kleinen Mann

ser
mitdemFriedenszinsvon300Kronenmonat¬

Wohnbausteuer
eineUnterschied,dasdieseWohnbausteuervon7500Kronenminatlich
fürdieSchaffzngvonneuengesundenWohnungenverwendetwird,
Tausendenvon Menschendie ersehnte Arbeit gibt ,währenddiege -

planten150- 000KronenimMonatnurin dieTaschenderHausbesitzer
fliesen sollen ,von denen mehr als ein Drittel Ausländer sind und

ein groder Teil von der toten Hand ,von Aktiengesellschaftenver¬
körpertwerden .( Sehrrichtig ! )Zugleih mitdemRechnungab¬
schlußderGemeindewerdendie RechnungsabschlüssederUnternehmungn
vorgelegtundauchdazeigt sich der großeentscheidendeUnter¬
schiedzwischeneinstundjetzt .SoweitdiestädtischenMonopole
ReingewinnzuverzeichnenhabenverbleibensiemitAusnahmedes
Brauhausesundder Ankündigungsunternehmungbei denbetreffenden
Monopolenund dienen dazu im anschließenden Verwal tungsjahr notwen - ¬
dige Investitionen zu bestreiten oder Tariferhöhungenzuvermeiden .
Straßenbahn,Gas -undElektrizitätswerk ,LagerhausundLeichenbe.
stattung sind nicht mehrein Instrument der indirektenBesteuerung ,
sondern werden ohne jede Gwwinnabsicht geführt .Das Gleiche gilz

vonder Wasserversorgung.Willmanzu einer richtigen wirklichob- ¬
jektiven Würdigungder Belastungunserer Wirtschaft durchdie
Gemeindegelangen ,dann ist es wirklich notwendig nichtnur die
Steuern ,sondernauch die Tarife in Betracht zu ziehen .Indieser
BeziehungsinddieVergleichemitanderenStädtenOesterreichsumd
mitdemAuslandeleichtmöglichundes knngezeigtwerden ,dasdie
Produktiondurchdiese niedrigenTarife durchin einemviel
stärkeren Maße gefärdert als durch die Gemeindesteuern gehemmt
werden.RednerbehandeltsodanndieeinzelnenKapiteln derGe¬
meindeverwaltung und verweist auf das Aeußere der Rechnungsab¬

schlüssefür1923 ,diegegenüberdemVorjahre
sehr ausführlichundübersichtlichgestaltet sind ,aufdie



zahirele adauzweiseundbezüglichderstädtischenUnter¬
nehmenaufdasdenBerichtenbeigfügteBildermaterial.Eine
ReihevonDarstellungeneinzelnerZweigederGemeindwirtschaft ,
wieHumanitätsanstalten,Bäder,Gartenwesen,Wärmewirtschaft,
Feuerwehr,HausundGrundbeitzseienin Ausarbeitungundwerden
nachihrerFertigstellungdemGemeinderateunterbreitetwerden;
EswurdederRechnungsabschlußzeitgerechtimSinnederVerfassung
imMonatSeptembervorgelegtundmandarfbeidiesemAnlassefest-¬
stellen ,daßWienalseinzigegroßeverwaltendeKörperschaftin
OesterreichdieseBestimmungeingehaltenhat .Unddaßesdazu
wirklichgroßerAnstrengungenseitensderdamitbetrautenBeamten
bedurfte.DerReferentsprichtausdiesemAnlaßderBeamtenschaft
desRechnungs-undKontrollmzesundihrenBeiternDirektor
KnoblochDirektionsratHinterbergerundDirektorMüllnerden
DankdesGemeinderatesaus .(Beifall! )StadtratBreitnerschloß
seineAusführungenmitfolgendenWorten:DasVerwaltungsjahr1923
überdaswirRechenschaftgebenwareinJahrintensivsterArbeigundwirklichenAufbauens.Amallerwenigstenhabenwireszu
scheuen ,dagwirmiteinemgünstigenAbschlußder dieAnsätze
desVoranschlagesübertrifft vordenWienerGemeinderathintreten .
EshatderHerrBundesministerfürFinanzenkürzlichineiner
Rededaraufhingewiesen ,obes wünschendwertsei , dauern¬
de wirklichwertvermehrendeSchaffungen ,so wiees einstim
Frieden war ,nicht durch Abgabensondern durch Anleihenzubededen
aundauf diese Weiseeine gewisseEntlastungunsererWirtschaft

herbeizuführen.EshatallerdingsderselbeHerrFinanzministerals
dieGemeindevordenWahlenmitdenBankenwegenAufnahmeeiner
Wohnbauanleihevon200MilliardenKronenverhandelteseinenganzen
nflußaufgebotenumdasZustandekommendieserAnleihezuverhin¬dernundeseBankenfärmlichgezwungennichtmehralshundert

Milliarden,Wndiesschonseinmüsste,zuübernehmen.(Lebhafte
hörthörtRufebeiderMehrheit)Esisterfreulichfestzustellen,
daß. schderHerrBundesministerzuderjavonunsselbstvertre
nemeAn' schauungenbekehrthat .Esbildetabergeradezueineuner¬
läßlicheVoraussetzzungf rideErlangungjenergroßenAnleihen,wie
SiedemumfangreichhenAufgabenkresderGemeindeentsprechenund
zu(jenenBedingungendiekeinezugroßeBelastungderBevölkerung
mi 'tZinsenbeinhaltet,dasdieGemeindeWiennichdenjenigendie

inesolcheAnleihezeichnensollenalsmöglichstkreditfähig
prässendiert.Ichbinvollkommenüberzeugt,daßauchdieserRech-¬
nungsabschlus1923dazueingeeignetesMitteldarstelltundich
glaubesicher,daßesunsereganzeWirtschaftundihreBeurteilung
imAuslandevongroßemVorteilegewesenist ,daßgeradeindiesen
ZeitenindenensonstnurMeldungenüberWirtschaftskrise,über
ZusammenbrüchevonBankenhinausgingen,dochauchberichtetwerden
musste ,dasWien ,sowieseit dem1 .Juli 1921undinallen
ZeitenderstärkstenGeldentwertungnunbeiderstabilisrerten
KronegleichfallsaktivgewirtschaftetundtrotzgroßerInve¬
stitionenmiterheblichenUeberschüssenabgeschlossenhat .Stellen
SiesichdocheinmalvoreswäredasUmgekehrtederFallgewesen
undindieGenfer-TagungwäredieNachrichthineingeplatz,Wien
habeeineDefizitvonmehrerenhundertMillairdenzuverzeichen.
( . - Rotter :Breitner der Retter Oesterreich )) .Jeder derin
wahrhaftdemokratischerAuffassungdesGemeinwesenalseinStück
seineseigenenIchsbetrachtet,dersichdessenbewustist ,daßdie
GemeindenichtsanderesdarstelltalsdieZusammenfassungder
KräfteindiesemWien,derkannnurdarübererfreutsein ,daßauch
dieserRechnungsabschlußdasBilddesAufstieges,derKonsolidie-¬
rungbietet .DieverwaltendeMehrheitglaubtihrePflichtge¬

wissenhafterfülltzuhabenunddieWählerschaft

hatja durchihrVotumdergleichenMeinungAusdruckgegeben.
bitte ich den Gemeinderatin gleichen WessedurchGenehmigung
der Rechnungsabscglusses für das Gebarungsjahr 1923 der Verwal¬
tungdas Absoluteriumzu erteilen .( StürmischerBeifall beider
Mehrheit! )

. . Zimmerl(Chr. Soz. )konstatiertmitBefriedigung,die
RechtzeitigeFertigstellungdesRechnungsabschlussesundschliest
sichdenDankeswortendesReferentenandieBeamtendiedaranmit¬
gewirkthabenan .Seinerzeit habedie Minoritätersucht ,daßüber
dasVermögenderGemeindeeineInventuraufgenommenwerde .Redner
wiederholt diesen Wunschund erwartet ,daß für das Jahr 1924die
Inventur erfolgen und die Ansätze vielleicht schon in der neuen
Goldwährungerstellt werden .Dannwerdenwir konstatierenkönnen,
welcheGoldwertedie frühereVerwaltungderjetzigenMehrheit
übergebenhatundobsieseithervermehrtwordensind.

BeiderBetrachtungdesRechnungsabschlusseserklärtRedner,
fällt einemdieGeschichtevondemKaufmannein ,deraufdenRat

inesGeschäftsfreundesfür seinGeschäfteineBuchhaltungeintete
und einen Buchhalter engagierte und dann nach etlichen Mo¬

natendiesemGeschäftsfreundgestehenmusste ,daßer infolgedieser
NeueinführungerstseineInsolvenzerkannthaber StadtratBreitner
mavhsoaumgekehrt.DortwonichtdieErgebnissederBuchhaltung
aufscheinenist Breitnerinsolvent ,dahat er ein großesDefizite

ManmöchtemitihmdarüberbittereTränenweinen ,wenner mitbe¬
weglichenWortenin Klagenausbricht .Interessant ist nurdabei ,
daßBreitnerzurselbenZeitweiß ,daßer über600bis800Milliarden
Kassenbeständeverfügt .Breitner sei zu bewundernwie eranläglich
der Budgetberatung grau an grau malen kann während er in Wirk¬

lichkeit den Gewinngleichsam schon in der Tasche hat .In derEin¬
leitung zumRechnungsabschlußheißt es ,der Voranschlag könnenicht

zu SchlüssenFinanz -undwirtschaftspolitischerNaturherangezogen
werden .Gegendiese Bemerkungmüssesich die Minderheitverwahren .
WelcheSchl üssezu zishensind müssewohldenBetroffenenüberla3S

rMagistratbleiben ,es gehenichtan ,das hierVorschriften
macht .AlleZifferndiewirIhnenseinerzeitvorgehaltenbaben ,er¬
wiesensichals richtig ,obgleichwirsie nurschätzungsweiseer
mitteln konnten .Beisptelsweise ergibt sich jetzt ,daß dieBeitrags¬
leistungderGemeindeWienzudenKostenderArbeitslosenversicherung
9 Milliardenbetragenhat ,währenddurchdie ErhöhungderGemeinde

25 Milliarden zugeflosen sind .Also ein sehr einträgliches Geschäft
für die Gemeinde .Dasdas Objektdieses GeschäftesdieArbeitslosen
sind ,macht die Sache noch ärger .Wären ein paar Subventionen weniger

für die sozialdemokratischen Parteiorganisationen bewilligt worden ,
dann hätte man die 9 Milliarden unschwer hereingebracht .DasTheater

. 5MilliardenKrenenundMusikfestkostete allein m
RednerSemerkt,dasdieEinnahmeneineSteigerungum111Prozent

aufweisen ,die Ausgabenhingegen nur um47 Prozent .Darausmüssen
sich natürlich Heberschüsseerge en .Werüberdie Machtmittelver
fügt ,solche Ueberschüssezu erzielen ,demist das allerdingsein
Leichtea .Unverantwortlich ist es nur ,bei solchen Ergebnissen noch

ununterbrochen Steuern zu erhöhen .Redner zitiert einzelne Posten
des Rechnungsabschlusses ,vergleicht sie mit demkorrespondierenden

Ziffern des Voranschlagesundsagt ,daß die verschiedenenInve¬
stitionen samtdentatsächlich ausgewiesenenUeberschüssendie
Summe von mehr als einer Billion ergeben ,welche die Gemeinde

Wienmehreiggenommenhat als zur eigentlichenVerwaltungstätigkeit
notwendigsind .DieAnsammlungso riesiger ReservenhabedieWirt¬
schaftskrise ,die BundekkanzlerSeipel ja vorhersagteaußerordent¬
lich ungünstig beeinflust .Manerkenne jetzt deutlich ,das dieent¬
setzlichen Auswirkungender Krise hauptsächlich aufdie



finanzpolitischenMasnahmender Gemeindezurückzuführensind .Die wollten,damusstensieerfahren,daßdasinWieneinLuxusist .
ZiffernsprecheneinedeutlicheSprache.Sielehrenuns ,daßdie ( Rufebei der Mehrheit :Dasgibt es imAuslandauch! ) .Stadtrat
Mehrheittrotzaller InvestitionendochnochSteuererleichterungen Breitner hat es zustandegebracht ,daßei e an sichvernünftige
hätteschaffenkönnen.StattdessenundtrotzVorhandenseinsge¬ AbgabedurchfalscheAuslegungdesGesetzes,durchwinsErwei.

dieWohrausteuerwaltigerUeberschüssewurde terungderBestimmungeninfolgederDurchführungsverordnung
erhöht .Für ein solches Vorgehen könne mænkeinenparlamentarischen unddurchübereifrigeBeamtezueinemSchreckenderGeschäfts¬
Ausdruckfinden .DasKontrollamthat eine Gegenüberstellungder weltgewordenist .WasSiegetanhabenistnichteineBesteuerung
UeberschüsseausdenJahren1913und1923gemachtunddaergibt desLuxussonderneineausgedehnteWarenumsatzs-teuer.
sich ,das die UeberschüsseimJahre 1923fünfzigmalgrößersind Nunzu den Unternehmungen.Ich habebeimVoranschlagbe¬
als die imJahre1923 .Am31. Dezember1923sindbeiderPostspar¬ antragt ,das sich die städtischen UnternehmungenfürInvestitionen
kasseundbeidenWienerBanken885MilliardenEinlagengewesen-¬

welchen Bedingungen ,dasist dasGeheimnisdesStadtratesUnter
Breitner .Rednerkritisiert diebekannteEntscheidungdesVer¬

Kreditebeschaffensollen .DieserAntragwurdeseinerzeit -Ende
Dezember1923abgelehnt .ImRechnungsabschlußfür 1923istaber
zulesen ,daßdie BestreitungvonInvestitionendurchdieIn¬

waltungsgerichtshofesinderKlagederchristlichsozialenMinori¬ anspruchnahmevonBankkreditenermöglichtwordenist .Gegen
tät underklärt es als Unding ,der MinoritätdasRechtderBuch- einensolchenVorgangmusdie Minderheitprotestieren ,weilhier
einsichtunddasRechtaufKontrollederKassenbeständeabzuspre¬ anscheinendnachträglicheUmbuchungenvorgenommenwurden,die
chen .Augenscheinlichhabeder Verwaltungsgerichtshofgefürchtet , absolutunrichtigsind .WirlehnenalsodenRechnungsabschluß
das von den 120 Gemeinderätenjeder Tagfür TagdieKontrolle ab ,weilwirdieserruinösenFinanzgebarungabsolutnichtunsere
ausübenwerde .EinesolcheAnnahmeist geradezuläppischundsie Zustimmunggebenkönnen. ndesbeweisenur wie wirtschaftsfremd die HerrenvomVerwaltungsgerichts¬ . R.Stäger(chr. soz. )wendetsichgegeneinFlugblattdesVerba¬
hofsind .DerVoranschlagmüssedochauch14Tagevorheraufliegen desstädtischenAngstelltenanlässlichdesletztenGehaltserhöhungundsagt
undjedemEinwohnerWiensstehe das Rechtzu Einsict zunehmen. EinesoschamloseKnechtungderBeamten,einsolcherExzessdesTerrors

Nach der Anschauung des Verwaltungsgerichtshofes wäre also zu
steht in der Geschichte der Beamtenschaft einzig dar . FürdenBeamten

befürchten ,daß die zweiMillionenWienerim Rathauseerscheinen
könntenumihr Kontrollrecht aus zuüben .Jedermannwissedoch ,

und Lehrer ist nichtentnervender als ungeregelte Tätigkeit .Siehaben
wohlverordnet,dassindenKlassennurzwanzigbisdreissigSchüler

daßmansolcheBestimmungengetroffenhabe ,weildieKontroll¬ sein dürfen Die Lehrpersonenund die Klassensind auch vorhanden ,warum
möglichkeitdamitgrundsätzlichfestgelegtwerdermoll :DieEnt- wirddiese Zahlnicht eingehalten ?Daliegt die Vermutungnahe ,dasssie
scheidungdesVerwaltungsgerichtshofesist absolutundemokratisch die Lehrer ,die sich nochimmernicht beugenwollen ,ausschliessenvon

undstellt eine Art Klassenjustiz dar ,weil sich derVerwaltungs- einer geregelten Arbeit umsich ihrer entledigen zu können .Wirwerden

gerichtshofganzaufdieSeitederVerwalterstellt. ja balddenHauptvoranschlagfürdasJahr1925beraten .Solltesichbis
DieErträgnisziffernderveinzelnenSteuernundAbgabenwirken dahinzeigen ,dassIhre parteimässigePersonalpolitikweiterbesteht ,

gegenüberdemVoranshhlaggeradezuprovozierend.Esist einefal . dannwerdeich nichtermangelnvondieserStelleausmitreichemMa¬
scheBeheuptungwennsie sagen ,daßdiebürgerlichenKreisees terjalnachzuweisen,wieesumdieunparteiischeVerwaltungbestellt

Ihnenals Verbrechenanrechnen ,daGkeinDefizitausgewiesenwird. ist .(BeifallbeiderMinderheit)
Abereine fünfzigfacheErträgnisziffergegebüberdenFriedens. STRRummelhardt( chr .soz. ): Esist unrichtigwennbehauptet
zeiten hält die Wirtschafteinfachnicht aus .( LebhafteZustimmung
bei derMinderheit ) .Ebensounrichtigist die Behauptung,daß

wordenist ,dassesnurdiebürgerlichenKreisesind ,dieesnichtver-¬
stehen ,dass die Steuerpolitik des Rathauses richtig ist .Es würdeden

die Sozialdemokratendie AnhäufungvonKapitalien undReichtümern bürgerlichen Kreisen gar nicht einfallen ,Ihnen die Ueberschüssezu
berhindert haben .Geradedas Gegenteil ,ist der Fall ,dennnoch verübeln ,wenndieseUaberschüssedurchdieUnternehmungenderGemeinde

nie hat mansoviel Reichtümergesehenals in der Zeit derso . undwennUeberschüssedurchvernünftigeSteuernerzielt werden .Diebür¬
zialdemokratischenWirtschaft ,in derderMittelstandvollständig gerlichenKreiseverübelnIhnendieUebersteuerung,diedieProduktion
ruiniert wurde ,GewerbeundIndustrie sich in einerschweren unddasWirtschaftslebenaufdasschwersteschädigt .WennSieglauben,
Krisebefinden .WennSiedenErtragausderFürsorgeabgabe
mit 177Milliarden präliminierten ,hingegenmehrals dasDoppelte

dassIhnendasnurdieBürgerlichenverübeln,dannirrenSiesehr .Ge¬
radeinderArbeiterschaftwerdendieseFolgeerscheinungenIhrerSteuer-

erzielten undwir heuteschondagenkönnen ,daßes imnächsten politik sehr varübelt .In der Gewerkschaftder Buchdruckerherrscht
Jahrwahrscheinlich600Milliardenbetragemwird ,so mumanwohl einederartigeErregung,dassdieGewerkschaftsführerzuStadtratBreit
sagen ,daßdas Wirtschaftnicht erträgt .Rednerbemerkt ,dasdie nergingenundihnaufdieFolgenderUebersteuerungaufmerksammach¬
Hotelindustriesichin schwerenNötenbefinde ,indolgederdrücken- ten . Nichtunbekannt wird sein ,dass die grossen Hotels undSchankgewer¬

den Steuerlasten ,desgleichendie Theater - undKonzertlokaleund bestättendurchIhre SteuerpolitikzugrundegehenunddasverübelnIhnen
dag die Gefahrdrohe n die Stadtder Lieder werdezu„Wie

Sowjetdorf
einem herabsinken ,wenn die Wirtschaft so weitergeht .

in erster Linie die Angestellten dieser Betriebe .Das sind aberkeine
bürgerlichenKreise ,In Wiensind rundviertausendarbeitsloseKellner ,

Zur Zeit der Wiener Messe konnte man einen starken Fremdenzustrom Marköre und Küchenbedienstete .Ferner sind 1500 Musiker brotlos gewor¬

nachWienbeobachten,derviel größerwarals bei derLeip¬ den .DafürhabendieseLeutesichbeiIhnenzubedanken.DieLustbarkeits-
ziger - Messe .Aber schon am ersten Tage mussten die Fremdenunan¬ abgabeist heute die Ursacheder hohenEintrittspreise in denTheatern ,
genehmeWahrnehmungenmachen .Zunächstwurdein einemderMehr¬ diees demArbeiterundMittelständlerunmöglichmachen,dieseKunst¬
heit nahestehendenAbendblattvoneinembevorstehendenGeneral . stätten zubesuchen .UnterdenBühnenarbeiternherrschtbereitseine
streik gesprochen .( . . Bermann :Das haben tschechische Blätter solche Erregungund es sprechen ja öfter DeputationenbeiStadtrat
angezettelt ) .AlsdieFremdeneinpaarWürstalmitKrennessen BreitnervorAuchdassindkeinebürgerlichenKreiseEssindDeputa¬

tionenausdemPreisederProletarier,derArbeiter.DieseLustbarkeits¬



steueristmitderFürsorgeabgabegeeignet,dasTheaterlebenvollständig
zugerundezurichten.DieVerantwortungwirdStadtratBreitnerzutragen .HerrnGemeinderatesEisingererteileichihmdenOrdnungsruf!
haben. WennSiesagen ,dassgegenüberdenJahre1922umviertausendEin-¬
zelveranstaltungenmehrstattgefundenhaben,somussmandaraufverwei¬
sen ,dassSiejedeVeranstaltungimkleinstenExtrazimmer,wonurein
Klaviergespieltwird ,besteuern .Fürdie EinreihungeinesLokalesin
dieNahrungs-undGenussmittelabgabegenügtschon ,wenneinweissesTisch¬
tuchimLokalvorhandenist .DawerdenwirbaldzudemZustandkommen,
dassmanbei rohgezimmertenTischenundmitBleilöffelnessenwirdmüs -Verhahdeln!
sen. Eswurdemirmitgeteilt,dasseinLokal,das47Personenbeschäftigt
32MillionenmoantlichanLöhnenauszahlt ,aber46MillionenNahrungs¬
undGenussmittelabgabeund6 MillionenKronenFürsorgeabgabezahlen
muss. Wirsehen ,dassbereitsdasApollotheater ,Ronacher,Femina ,Parisien
undTavernagesperrtundvorderSperrestehtTabarin.Siehabenvon3400
Lokalennichtwenigerals700mitderNahrungs-undGenussmittelabgabebe¬
legt . Esist ganzunmöglich,dassSiedieseSteuersätzeaufrechterhalten
können.DerFrohsinnlässtlässtsichnichtverbannen,aberSiewollen

dieseStadtzueinemDorfumwandeln.Gewiss,wirhabenzuvieleVergnü¬
gungsstätten,aberdiewerdensichvonselbstabbauen.Wirsindauchfür
eineKontrolledieserBetriebe.AberIhreKontrollebestehtdarin ,dassSieeinenKontrollarmit14AngestelltenindasLokalschicken,zueiner
Zeit ,inderdergrössteBetriebist ,wobeidieAngestelltensichwieVer-¬
trauteimGeschäftverteilen .Dafragtsichdochjeder ,wasderInhaber
oderdieKellnergestohlenhaben,dassgleich15Leutekontrollierenkom¬
men. SiehabendiestädtischenAngestelltenschonsogedrillt ,dasssie
sich zunsowashergeben .Wirhabenerst gesternerfahren ,dassheuerbe¬
reits1800Autosabgemeldetwordensind .Auchdasist eineFolgeIhrer
hehenSteuer. HütenSiesichdieseUebersteuerungweiterzutreiben .Es
werdennichtdiebürgerlichen,sonderndieproletarischenKreiseSiezur
Raisonbringen .SiehabenauchdieVerpflichtungfür dieRuheundOrdnung
in dieser Stadt zu sorgen .SchauenSie dazu ,dassSie durshIhreMassnahmer
nichtEreignisseheraufbeschwören,diedieRuhedieserStadtstörenkönn¬
ten .(BeifallbeiderMinderheit)

GR. Eisinger(Soz. )ruft:dassindbezahltSubjekte!
AufdiesenZwischenrufentstehtaufdenBänkenderMinderheit

grosserLärm.
GR.Haider(chr.soz.):Daslassenwirunsnichtgefallen!
GR.Panosch( Chr .soz . ) :EinesoldheGemeinheit!
GR. Rotter( Dasist eineFrechheit)
GR. HaiderschlägtfortwährendmitderFaustaufdasPultund

schreit :Daslassenwirunsnichtgefallen!WeitereZwischenufevonbei¬
denSeitendesHausesgehenindemungeheufenLärmunter .Vergeblichver¬
sucht der VorsitzendeVizebürgermeisterHosssich Gehörzu schaffen .End- ¬
lichgelingtesdenBemühungenaufbeidenSeitendieRuhehalbwegswieder-¬
herssellen ,sodasssichVizebürgermeisterHossverständlichmachenkann.

VizebürgermeisterHoss:HerrGemeinderatEisinger!Icherlaubemir
an Sie die Anfragezu richten ,ob Sie den mir gemeldetenAusdruckgebracht bald ermäßigeund sodannvollkommenaufhebe .( Beifall beiden

haben?
GR.Eisinger:GemeinderatRummelhardthatsichderArbeiterannehmen

wollenundichhabegesagt ,dassesinIhrerParteikeineArbeitergibt,
höchstenseinpaarbezahlteSubjekte.AufdieseErklärunghin,entstehtabermalsgrosseLärm.
WirverlangenGenugtuungDagibtes keinVernhandelnfrüherDieChristlich -anderenTeileaberSchwemmeoderGastzimmerhabe .Nunwürdendiese
sozialenersuchendenFemeinderatEisingar,ermögedenAusdruckzurück-¬

nehmen .

VizebürgermeisterHoss:MitRücksichtaufdieAusführungendes
DieChristlichsozialenrufenaber : DasGenügtnichtier mussdiese

Beleidigungzurücknehmen!
VizebürgermeisterHoss:WünschtHerrGemeinderatEisingerdasWort?
GR.Eisinger:Nein,ichverzichte!
DieseErklärungentfesseltneuerdngaeinenungeheurenLärmbeiden

MigliedernderMinderheit.Eswirdununterbrochengerufen:Dagibtkein

IndemLärmunterbrichtVizebürgermeisterHosgdieSitzung.
BürgermeisterSeitzübernimmtnachWbederaufnahmeder

SitzungdenVorsitzunderklärt .EswirdmirvoneinerSeite
mitgeteilt,daßGemeinderatEisingereineparlamentarischabso¬
lutunzulässigeAeußerunggemachthat ,dieübrigensdurchdengesühntstellvertretendenVorsitzendenmiteinemOrdnungsruf
wordenist . VonderanderenSeitewirdmirmitgeteilt,dassdie

GemeinderäteMerbaulundOrelAusserungengemachthabrn ,die ,wenn
sie wirklichgefallensein sollten ,ebensoparlamentarisch
unzulässigsind .Ich behaltemirvor ,auchgegensie miteiner
geschäftsordnungsmässigenMassregelvorzugehen,wennichfestgest
ellt habenwerde ,dass d ese Ausserungenwirklich gefallensind .
IhhabemitdenObmännerndeschristlixh -sozialenunddessozialGemeinderats¬
demokratischenKlubsconferirtundwirdindeinvernehmilichzu
demEntschlussgekommen ,dassdiebeisenHerrenObmännersofortdae
Vorfälle ,diesichhierereignethaben ,besprechenunddarüberbe¬

ratenwerden ,in welcherFormdieUnstimmigkeitenausgeglichenwer¬
densollen .Ichbitte dahernunmehr,in aller Ruhedie Debattefort -¬

zusetzen.
G.R.Rotter( Ch. . )besprichtinsbesonderedieFremdenzimmerabgabe ,
diedazugeführthabeeinblühendesWienerGewerbezugrundezzurich¬
ten .DieHotelindustriegehörekeineswegszu denLuxusindustrien.
Die Fremdenzimmerabgabewie sie in Wienbestehe sei einUnikum.

werde KnichtnurderZimmerpreisNirgendin derWelt
sendernalleLeistungendiemitihmimZusammenhangstehenmit
einerAbgabebelegt.DerFinanzreferenthabeallerdingsdieAbgabe
währemdder Sommermonateauf Prozentherabgesetzt ,währemdsie
imWinter30bis40Prozentbetrage.InfolgedessenkönnederHotelier
keineNachanschaffungenmachen.UebrigenshabederHoteliernicht

Wohn¬nurdie Fremdenzimmerabgabesonderndie
bausteuerundalleanderenungeheuerenSteuernderGemeindeund
desBundeszutragen .Sokönnemansagen ,dasderHoteliermanch¬

seinerEinnahmenabzugebenhaben.malbis zu 6otent
DadurchwürdenauchdieAngestelltengeschädigtundweiterhinauch
eineReihevonUnternehmernundderenAngestellte .Rednerwünscht,
daßderFinanzreferentdieFremdenzimmerabgabezuerstmäglichst

Parteigenossen) .. .Preyer( Chr.Soz. )sagt ,daßdieSteuerndesFinanzreferen¬
tendiealseineBesteuerungderReichenhingestelltwerde,nichts
seialseineindirekteBesteuerungjedeseinzelnenwerimmeres
sei ,die natürlichauchdie ArbeiterundAngestelltentreffe .Es

GR.Preyer( chrsez. )schlägtmitderFaustaufdasPultundschreit :gäbeLokaledienurzueinemTeilederLustbarkeitdienen,ineinem

Nahrungs-undGenuß¬Betriebein ihrerGänzemitder
mittelabgabeoderderLustbarkeitssteuerbelegt.



BesondershartseienvondemDarniederliegendesRestau-¬
rationsgewerbes fir Angestellten des Fuhrwerksgewerbes betroffen .

. . RudolfMüller :DassinddieErfolgederSeipel-Sahierung
. . Preyerschließt mit der Erklärungdaß dieFinanzpolitik

antisozial undantivolkswirtschaftlichseie
. . Kunschak(Chr. Soz. )sagt ,daßderRechnungsabschlußdie

Tandanz.tragedieeigentlicheGebarungderGemeindeverwaltungzu
zu verschleiern .Die AngabevoneinemUeberschußvon636Milliarden
seinichtrichtig ,er seiwesentlichgrößer .SohabedieGemeinde
imJahre 1923aus der Wasserkraftabgabe21 MilliardenErlöserzielt ,
die in demRechnungsabschlußals Durchgangspostgebuchtseien ,in
WahrheitabereineVermögensanlagederGemeindeseien .Diese21
MilliardenmüssemanzumUeberschusdazurechnnn.ImRechnungsab¬
schlusfindemandannnocheineanderePost :Grunderwerbungen
durchdie Gemeinde.RednerwollejedeKritik ,obGrunderwerbungen
notwendigodernicht ,zweckmäßigddernicht unterlassen ,insbeson¬
dere da der Finanzreferent mit der Erwerbung von Grundflächen

eigentlichnureiner Richtungweitergehedie schondiefrähere
Verwaltungbetreten habe .Zu kritisieren sei aber ,das dieGemeinde
für Gurndankauf35 ' 6MilliardenverausgabtunddiesenBetragals
eineeinfacheAusgabepostin denRechnungsabschlußeingesetzt

veilleichtkeinehabe .Es sei aber in Wahrheit eineKapitalsanlage ,
produktiveKapifalsanlageaberjedenfallseineVermögensvermehrung
derGemeindeWien.AuchdieserBetragmüssezumUeberschussezuge¬

rechnet werden .
Aufdie AnschaffungvonWertpapierenundAktienwurdenimJahre
1923insgesamt 50 Milliarden aufgewendet .Es wäre inter ssantzu
erfahrenwiedieserVermögensbestandteilheuteaassieht .Sicher-¬
lich sindimZeitpunktderErwerbungbuchmäßiggewaltigeVerluste
erzieltworden,dennalls dieseAktienstehenweitausnichtmehr
im Kurs zur Zeit der Erwerbung .Wir haben auch hier wieder eine
Verschleierung des wirklichen Ueberschusses der Gemeinieinden
maneine reine Kapitalsanlageals eine Ausgabeder Gemeindeim
Rechnungsabschlußaufscheinenläßt .NachdiesendreiPostenhaben
wiralsonichtmehr636MilliardenUeberschuß,sondern700Milliar-¬
den in der Gebarung der Hoheitsverwaltung .DieWohnhausbauten
stellen gleichfalls eine Vermögensanlagedar und wennmandiese
Post hinzurechnetkommtmanauf einen Gebarungsüberschußvon
über 800 Milliarden ,also rund 160 Milliarden mehrals der
Rechnungsabschlußausmacht.BeiVornahmeeinerAufteilungdieser
SummeaufdieBevölkerungentfälltaufjedenEinwohnereinBetram
vonrund380. 000KronenproJahrnurausdemTiteldererzielten
Ueberschüsse.Mankannunschwerausrechnen,wasdasbeieiner
vierköpfigenFamilieausmacht .EienBelastunglediglichfürdie
Gewinne der Gemeinde neben der weitaus größerem Belastung für

die reelenAusgaben.
RednerbesprichtdannausführlichdieimRechnungsab¬

schluß ausgewiesenenReingewinneder städtischen Unternehmungen.

zähltdieeinzelnenPostenaufundbeteichnetdieAngabedas
unter der früheren Verwaltungviel mehrGeld aus denUnternehmun¬
genherausgeholtwurde ,als unrichtig .DieChristlichsozialen
machenkeinHehldaraus ,dasdiestädtischenUnternehmungendie
Aufgahehabendie Gemeindefinanzenzu stützen .Daswarjader

tiefere Grundweshalbsie die UnternehmungenausdemPrivatbe¬
grieb herausgenommsen haben ,denn die Gewinne die damals

Reitzes einsteckte kamennundemAusbauder Betriebe beiden
Straßenbahnenbeispielsweise ,derVerbesserungdesVerkehrs,
der Umwandlungin elsktrischen Betrieb ,Anschaffungneuer
Waggons,der VerbilligungdesTarifeszustatten .DerGemeinde
wurdenneueEinnahmsquellenerschlossen ,die Bevölkerunghat
keineBelastungerfahren ,derUnterschiedwarnurder ,dasdie
GewinnedesReitzednunder Allgemeinheitzugeflossensind .Das-¬
selbe war beim Gas -und Elektrizitätswerk und den anderenUnter¬
nehmungenderFall .HeuteliegendieDingeanders .Esistunwahr,
dasdieGemeindeverwaltungkeinenHellerausdenUnternehmungen
herausholt ,wahr hingegen ,daG man die Fruchtifizierung der
Unternehmungenzugunstender Gemeindekassesehr schlauzuver¬
bergenversteht .FrüherwarensievonUmlagenvollständigbefreit,
jetztsindsieabermitderFürsorgeabgabebelastet ,dieder
GemeindejährlichvieleMilliardeneinträgt .Früherwurden
InvetitionenaufInvestituinsanleihengebucht ,jetzt werdensiewerden
ausdenlaufendenEinnahmeneinesJahresbestritten .Dabei

dort ,wo die Verwaltung eine bessere Bilanz braucht ,geringere

RücklagengemachtundwosieeineschlechtereBilanzbraucht,
größereRücklagenohneRücksichtaufdie BedürfnissedesBe¬

auf den Straßenbahnenist heuteeinertriebedderVerkehr
Großstadtunwürdig,dieUeberfüllungselbstvomStandeunkte
derBetriebsführungeineunverantwortliche.Eswirdein
förmlicherRaubbaugetrichen .Ausall 'denangegebenenGründen
sei die Minderheitaußerstandeihre Zustimmungzugeben.



. . Dr.Motzko(Chr. Soz. )erklärtesseiunrichtigderFür¬
sorgeabgabedenCharaktereinerZwecksteuerabzusprechen.Rednerin

vergleichtdie ZiffernderFürsorgedesabgelaufenenVe- ¬
waltungsjahres1923mitdenSummendievorzehnJahrenfürdie
gleichen Zweckeverausgabtwurdenunddie valorisiert weitaud
höhersind .FernerbedauertRednerin ,dagdietatsächlichen
AusgabenfürFürsorgezweckehinterdemPräliminarezurückblei¬
ben .Besondersin denVersorgungshäusernundWaisenhäusernwer¬
denErsparnissegemacht,diedurchausungerechtfertigtseien.
InmanchenAnstaltenseinnzumBeispieldie

verausgabtenSummenfür Lebensmittelnin keinemVer¬
hältniszudenenfür diePeraonallasten.
DaranseidasVerhaltendergegenwärtigenGemeindeverwaltungge¬
genüberdengeistlichenOrdensschwesternschuld ,die einOpfer
desKulturkampfesderSozialdemokratenseien .Rednerinbeklagt
nunweiterdieArtderZubereitungderSpeisenimVersorgungshaus
Lainz .undbringtmehrereBeschwerdenüberdie Behandlungund
AufnahmederPfleglingevor .Sosei ihnenverbotenwordeneigene
Lampen,KerzenundSpiritusbrannerzuhabenundesgebeförmliche
Kommissionendie Untersuchungenanstellen ,obin denZimmern
derartigesvorhandensei .( Hört ,hörtbeidenParteigenossen).

Stadtrat Breitner :Soll manwartenbis ein Brandentsteht?
. R.Dr .Motzko: sagtweiteresseienauchFällevon

liebloserBehandlungderPfleglingedurchPflegepersonenvorge¬
kommen.DieQuarantänederdieneueintretendenPfleglinge
unterworgenwerden ,sei manchmalunnötigerweisestremge .Rednerin
beschwertsich auchüberdie Kostbei der Schülerausspeisungund

speiseeineProbedergesternverteiltenFleischlegt
vor ,wobeisich zwischendenGemeinderätemHedorferundUnter¬
müllereinheftigerWortwechselentspinnt .Rednerinschließtmit
derErklärung ,daßdieGemeindeverwaltungUnrechthabedie
frewilligeFürsorgeeinfachabzubauenunddasdieMinderbeit
schonimHinblickauf die Fürsorgetätigkeitder Gemeindedem
RechnungsabschlugihreZustimmungverweigere.(LebhafterBeifall
bei denParteigenossen) .

GR.Binder(chr. spz. )bemängelt,dassin denVersorgungsanstalten
grosseBeträgeanBeleuchtungskostenerspartwordensind . Auchdie
Elternbeiträgeseienvielzuhoch.DieEintreibungderVerpflegskosten
gescheheinderunrebittlichstenWeise.SelbstwennderExekutionsbeam -¬

te erklärt ,dass wegender Mittellosigkeit der Partei nichts zubekom¬
mensei ,wirdnochein Bezirksratbeauftragt ,ausdenLeutenetwashe¬
rauszupressen.DasGeschäfts ,dasdieGemeindemitdenGrabsteinener¬
öffnethat ,vernichtevieleGewerbetreibende.ImJahre1923hatdieGe -PfleglingsundderzweitedeshalbwrübtweilPflegslingkollegeneiner
meindenicht wanigerals 417Grabsteineerzuegt .DieMinderheithabe

zuderVerwaltungkeinVertrauenundwerdedaherauchgegendiese
Verwaltungsgruppestimmen.

GemeinderätinMotzkogemeldetwar ,angenommengelte ,dadieseWortmeldung
zurückgezogenwurde.

DerBürgermeisterkommtnunaufdenZwischenfallnachderRede
desGemeinderatesRummelhardtzusprechenundsagt:

Fernerteileichmit ,dassdievonmirangeregteBesprechung
überdiebedauerlichenVorkommnissederheutigenSitzungstattgefun¬
denhat .Eswurdeeinwandfreifestgestellt ,dassdieGemeinderäteMer-¬
baulundOrelsichinAusdrückenergangenhaben,dieparlamentarisch
unzulässigsind .IchrufedaherdiebeidenMitgliederdesGemeinderates

zurOrdnungImübrigenkannichnursagen,dassichsowohldieandem
HerrnGemeinderatEisingerschonvomdamaligenVorsitzendengerügten
Aeusserungen,wieauchdie jetzt erwähntendergenanntenGemeinderäte
aufdasallertiefstebedaure.WirlebenineinerschwerenZeit ,dieuns
umsomehrdiereinsachlicheErörterungaller Angelegenheitenzur
Pflichtmacht.IchrichtedahernocheinmalanalleMitgliederdesGe¬
meinderatesohneUnterschiedderParteidasdringendeErsuchenkünftig
solcheVorkommnissemöglichstzuvermeiden.

. . Prof. Dr.Tandlerentgegnetaufdievon . . Dr.Motzko
vorgebrachtenBeschwerdenundbedauertds ,daßvieleklein¬
liche Lapalientendenziösaufgebauschtwerden .Mandürfenicht
beijederDummheitsagen ,dagseienVerwaltungsfehler .Dee
Oppositionmögesichdavonüberzeugen,daßichmichernstlich
bemühejederBeschwerdenachzugehenundMisstände,diejawik.
lich vorkommenkönnen ,zu beheben .Wirhabenuns bemühtbessere
Ausspeisemöglichkeitenzuschaffen ,dasit dochnichtsanderes
ansunserAusdruckderMenschlichkeitundFürsorge .Ichseheein ,
dasdieOppositionkritisierenmuß,wasichabernichtbegreifen
kannist dieseArtder Kritik .Frau . . Dr.Motzkohat dochimmer
einwachsamesAugefürmeine,Verbrechen,,mögesieaucheinmal
ein wachsamesAugefür meineTugendenhaben .( Heiterkeit ) .Was

ihreBeschwerdenbezüglichderAbweisungAufnahmeheischenderalter
Leuteanbelangt ,so ist daraufzu verweisen ,das in Lainztäglich
30bis40Menschenaufgenommenwerden.AnderSpirzederbetreffenden
Abteilungsteht ein Arzt ,der jene Humanitätbesitzt die alle Aerzte
haben .MankönneihmdochnichtbösenWillenzumuten.Wiegutmuß
dieser Arzt arbeiten ,wennuntervsolchenUmständennur hie unddaein
Fehlergeschieht .Wennes einmalpassiert ,daßein Menschderwirk.
lich kränklich ist ins Werkhausgewiesenwird ,weil für ihneten

keinHeimgeschaffenwerdenkann ,undwennerdann ,wie . R.Motzko
sagte ,stirbt ,soist dasgewisseinsehrbedauerlicherFall ,erbe¬
weistabernichtsgegendieInstitutionselbst.

EswurdesauchüberdieVerminderungderEhepaare
imLainzerVersorgungshausgesprochen.DiezehnoderfünfzehnEhe.
paarstübcjendiefrüherdortbestandenbestehenheutenochunddie
ZehlderEhepaareist sogarnochgrößergewordan,weildieZahlder
armenMenschenimmergrößerwird .BezüglichderKlagenüberSelbst.
mordeimLainzerVersorgunghausist nur zu sagen ,dag ihreZiffer

weitausgeringerist alsdiederSelbstmordeindergleichenAlters.
klasseaußerhalbdesVersorgungshauses .IonzweiSelbstmordendie
erwähntbwurdenwurdedereinewegeneinerunheilbarenKrankheitdes

Frau ganzmitUnrechtmitteilten ,daßsie vonLainzwegkommen
solle .IhrNamestandgarnichtaufeinerTransportlisteundübrigens
ist esindiesemzweitenFallenurbeidemVersuchgeblieben.Bezüg-¬

BürgermeisterSeitz teilt nunmit ,dass die Post 17 ,zu der Fraulich der Diel ' schenFortbildungsschulewurdegerügt ,daßjetzt dort
einSchulgelndeingeführtwurde,währemdsiefrüherunentgeltlichwar.
Richtigist ,daßfünfMädchendieanscheunendauswohlhabenden
Familienstammennahegelegtwurdeein Schulgeldzuzahlen .Alleübrigen
Schülerinnensinddavonbefreit .UndnundieUebelständederSchüler¬
ausspeisng! FrauDr. Motzkohat gesegt ,daßdisKinderzumEssengezwungen



werden.Dasist nichtrichtig .DenKindernwirdjetztsowiedsmals
als die Ausspsiung noch amerikanischsä war - als amerkinanische Aus¬

speisungwurdesie bewundert ,als Wienerischewirdsie getadelt-nicht
gestattet Essenausder Küchewegzunehmenundnachhausezutragen¬
DasgeschiehtausdemselbenpedagogischenundprophylaktischenGrunde
wiebeinerzeit bei denAmerikanern .Wasdas corpusdelicti
betrift ,dieFleischspeisediehiervorgelegtwurdesoist das ,wenn
es wirklich nur eine Protion ist ,eine sehr großePortion .Eswäre
interessantzuwissenauf welcheWeisesich die FrauDr ,Motzkodiese
Portionverschaffthat .AlsAerztesindwirgewohntalleEntnahmen

gerichtsordnungsmößigzumachen.Ichmußbittenmirden
gerichtsordnungsmäßigenNachweiszubringen ,daßdieseFleischspeis
wirklichauseinerSchülerausspeisungstammt .( LebhafterBeifall )
Ichkänntekir vorstellen ,dasFrauDr .Motzkoin derUnkenntnisder
ArtunsererAusspeisungirgendjemendaufgesessenist derihrhaupt.
sächlichFlachsengegebenhat .ImUebrigenführtnichtdieGemeinde
selbstsonderndieWökdieAusspeisungdurchundProfossorDurig
einSpezialistaufdemGebietederErnährungsphysologiefährtallwö.
chentlichoderall ,onatlichvonKüchezuKücheumdieAusspæieung
zukontrollieren-Mejrkannmanunmöglichtun .Aberwennmaneine
Fleischspeise24Stundenhindurchin einemZeitungppapierherumträgt,
so ist ihre Bezeichnungals Hundefutterebensonaheliegendwiebequem.

SystemderAufmachungab.( Sehrrichtig ! )Alles hängtvondem
Ich bin für jedeKritikzunhaben ,aberich mußbitten dasdieAufmachung
der Formder Kritikeineanderesei ,sinst entbehrtdie Kritikjeder
Zuverlästigkeit die notwendigist ,wennsie einen Werthabensoll ,
( Sehrrichtih! )Eswurdehierauchdavongesprchen,daßsichdie
GemeindeNeuschöpfungenrühme,dieihreigentlichnichtzukommen .
Dastut sienicht ,weildaswidersinnigwäre .Wisindauchum

dennNeuschöpfungennichtverlegenleider GottesstehendieSachen
in Wien fürNeuschlpfungensOydaß

sehr viel Platz ist .( LebhafterBeifall ! )Alsonochmal ,ichDanke
fürdieKritiksie ist unsvonNötemabersie kannin derFormwie
sie hier vielfachvorgebrachtwird ,nicht entscheidendsein .Wirwerden
selbstverständlich unbeirrt durchdiese Kritik das tun waswir
fürrechtundbillighalten .(StürmischerBeifall)-¬

BürgermeisterSeitzbrichtdie Verhandlungabunderteilt . R.
DopplerdasWortzur Begründungder DringlichkeitseinesAntrages,

dervaufeineVerbilligungdesBrotesabzielt .
DemAnhrggewirddieDringlichkeiteinstimmigzuerkannt.. . Dopplerführtnunaus ,anderVerteuerungdesBrotedtrage

in erster Liniedie Fürsorgeabgabedie Schuld ,wennmanalsoeine
Verbilligungerreichenwolle ,so müssemandieseüberflüssigeBe-¬
lastungbei der Broterzeugungausschalten.

. . Zimmerl( Chr .Soz . )stellt denZusatzantragauchdieBe¬
freiungvonderFürsorgeabgabebeijenenBetrieben ,dieBrot-und
Gebäckerzeugenzubewirken.

Dr .Danneberg) Soz.Dem. ) :Esist wiederhöchstsonderbar,daß
die Oppositionimmerdort Vorschlägemacht ,wosie nichtselber
unmittelbar eingreifen kann .Die Regierungund das Parlamenthätten
hierviel dringlicherzuhandelnals derGemeinderat ,Esgibtin
UesterreicheinesogenannteWarenumsatzsteuer,diedreimalsoviel
ausmacht als die oft zitierten 21 neuen Steuern der Gemeinde Wien .

DieRegierunghataucheineachtprozentigeWuchersteueraufdas
Mehlgelegt ,dazukommt ,das in einer unerhörtabsolutistischen
Weisehiergehandeltwird .DieseSteuerabzuschaffenwäreviel
Wichtiger,weilsie allein260Kronenfür einenLaibBrotausmacht,
währenddie Fürsorgeabgabenur 70 Kronenpro Laib beträgt .AuGerdem

ist dieserUmsatzsteuerauf MehlnocheimhoherMehlzollangereiht ,
DiesebeidenPunktemüsstenin der Kalkulationfür das Brotver¬
schwinden.Wirwürdenaufdie Umsatzsteuerglatt verzichten ,wen
wir die alten Umlagerechtebder Gemeinde Wien wieder hätten .Zur

Sacheselbst sei gesagt ,daßwirselbst die AbschaffungderWaren¬
umsatzsteuer auf Mehlim Nationalrat in einemGesetzentwowfge
machtunddaßwirauchfürdieGemeindeaufihrenAnteilinder
Warenumsatzstuer verz chten .Da die Warenumsatzstsuer 260Kronen

beträgtund40ProzentdavonaufdieGemeindeWienentfallen,so
sehenSi dasdieGemeindeWiendurchdiesensozialdemokratiscen
Antragauf viel mehrzu verzichtenbereit ist ,als dieMinderheit
durch ihren hier gestellten Antragzumutet .Wirleghnen auchdie
Zumutungdie Fürsorgeabgabeauf dasBrotaabzuschaffennichtab ,
daskannaberkeineeinseit ge Maßnahmesein .( Sehrrichtig )
Abgesehendavon ,daßdie Gemeindebis zum31- Dezemberdurchein
Bundesgesetzdazuverpflichtetist ,so kann3KXmanihr dochnicht
ernsthaft zumuten70Kronender Fürsorgeabgabeabzuschaffenum
dasBrotzuverbilligen ,wennderBundseine260KronenWarenumsatz
steuer einhebt .( Lebhafter Entfa ) .Das macht sich nur imAntrag

Dopplersehrschon .DiesmalaberhabenwirihmnichtdenGefallen
gemacht seine Dringlichkeitsanträgeabzulehnen ,sondernichbin
dafürdasdieserAntragtrotz seinerStilisierungangenommenwerde
dochmiteinerkleinenAbänderung.. . Dopplerbeantragt,daßdie
Fürsorgeabgabeumgehendangeschafftwerde .Ichbeantragedieses
Wort„umgend,zutreichenundeinzusetzen:„sobalddisWarenumsatz-¬
steueraufMehlabgeschafft ,sowiederGetreide- undMehlzoll
des neuen Zolltarifs suspendiert sein wird .( LebhafterBeifall ) .

WennIhre Kollegen im Nationalrat den Gesetzesentwürfschleunigst
erledigen ,so könntedieserAntragin einigenTagenhierleicht
beschlossen werden ( lebhafte Heiterkeit und Beifall ) .Aberdie
Voraussetzngenmüsstendafür geschaffenMäsein ,durchAnnahme

meines Zusatzantrages kann der Antrag des GemeinderatesDoppler

einennützlichenZweckerfüllen. wirdSchluß
AufAntragdes . R.HofbauerEKläEderDebatteunddieWahl

voGeneralrednernbeschlossen.
. . KunschakGeneralrednerpro ,findet die Art undWeise

wiedieserDringlichkeitsntragbehandeltwirdaußerordentlich
bezeichnend .WozuBedingungenfür die Annahmedes Antragesstellen?

. . Thaller :WrwollendasBrotnochbilligermachen.
. . Kunschak; AußerhalbdesGemeinderatsitzungssaalenhört

unsereMachtauf -WrhabengarkeineMöglichkeitaufdenNational.
rat irgendwelchenbestimmendenEinflus zunehmen¬

. . Weber;SwenigEinfludhabenSiedrüben?



derPauschalierung
. . Kunschkk:GeradeunserSystem/derWarenumsatzsteuer

bietetgegenüberdemMehlbeziehungsweisederBroterzeugungzueinem
ProzentsatzderSteuerzukommen,dersonstnichterreichtwerden
künnteeDerZolltarifistnochgarnichtinKraftundkanndaher
nichtsystiertwerden.

GR. Dannebergerwidert,dassKunschakversuchthabe ,dieAufmerk
samkeitvondemAntragDopplerabzulenken.DasmandenMehlzollpau¬
schalierenwill,besagtabernicht,dassmaneinePauschalevonacht
Prozentfestsetzt.UeberdieInkraftsetzungdesZolltarifeshaben
ChristlichsozialeundgrossdeutscheMinisterbereitsöffentlichge.-¬
sprochen.DieseRedenstehenal lerdingsimWiderspruchmitdensei-¬
nerzeitigenErklärungen,aberichmussteannhemen,dassdieRegierungjetztandererMeinunggewordenistunddasistnichtgleichgültig,
weildieRegierungeineErmächtigungvomNationalrathat ,denZoll-¬
tarifineinemihrbeliebigerscheindendeZeitpunktinKraftzu
setzen.BeidieserGelegenheitwäreesganzgutmöglich,denMehlzoll
zususpensieren .BeiderAbstimmunggelangtzuerstderAntragDopplerzunächst
mitWeglassungdesWortes„umgehend"zurAnnahme.Beiderweiteren
AbstimmungwirddasWort„umgehend"abgelehntundderZnsatzantrag
DannebergbezüglichdesZeitpunktesangenommen.DerAntragZimmerl

wirdabgelehnt.BürgermeisterSeitzerklärtdieSitzungfürgeschlossenund
beraumtdie nächsteSitzungfür Dienstagum5 Uhrnachmittagan .



ZuBeginnderSitzungbrachte. . HolaubekundKollegendie
folgendeInterpallationein :IneinemvomVerbandderAngestelltenderGemeindeWien
unterzeichnetenAufrufwirddie Behauptungaufgestellt ,daßdie
zuletzt gewährte22 ProzentbetragendeGehaltserhöhungderun- ¬
teren Bezugsklassenausschlieglich demVerbandzu dankenist .
Abgesehenvonder UnrichtigkeitdieserBehauptungwirdindiesem
AufrufdasunerhörteVerlangengestellt ,daßdie Erfolgedieser
Lohberhandlungennur den im Verbandorganisierten Mitgliedern
zukommendürfen .Weiterswirdin demAufrufdamitgedroht ,dag
zu verhindern gesucht werde ,das jenen Mitglieder die mittler - ¬

weileihrenAustrittvollzogenhabendiemit . . B.füralle
Angestelltem bewilligte Lohnerhöhung ausgezhalt werde .Die

KühnheitdesAufrufesgehtsoweit ,daßdie„Verbandstreuen
Kollegen ,aller außer Lohnregulierung sich ergebendenBeträge

nurin derKanzleidesVerbandesderAngestelltenderStadt
Wien,- ,Rathausstraße9 ,Mezzaninerhaltensollen .DieGefer-¬
tigtenrichtendaherandenHerrnBürgermeisterdieAnfrage:

. )ist demHerrnBürgermeisterder Inhalt derFlugschrift
bekannt? Wennja ,ist der HerrBürgermeisterbereitdiesem
Ansinnenentschiedenstentgegenzutreten7 - )ist derHerr
BürgermeisterehtschlossendurcheineamtlicheErklärungbe¬
kanntgebenzulassen,dasallenAngestellten,unbeschadetihrer
Organisationszugehörigkeit ,alle durch . . B.bewilligtenZu.
wendingenausbezahltwerdenmüssen?
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